
 
 

    Gemeinsamer sind wir stärker? 
Harmonisierung des Kampfes gegen Betrug und Korruption in 

Europa 
 
 

Die unterstützende Rolle des von der EU bezuschussten Projekts für 
den institutionellen Aufbau der Generaldirektion 

Korruptionsbekämpfung (AGD). Die Zusammenarbeit zwischen AGD 
und den übrigen für Korruption- und Präventionsbekämpfung 

zuständigen Einrichtungen.  
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Zusammenfassung 
 

1. Im ersten Teil des Referats wurden die PHARE Partnerschaftsprojekte, an 
denen auch AGD als Nutznießer teilnahm/teilnimmt und deren Einfluss auf 
den institutionellen Aufbau kurz beschrieben. Die Organisation und die 
Aufgaben von AGD als die auf den Bereich Prävention und Bekämpfung 
von Korruption spezialisierte Behörde innerhalb des Ministeriums für 
Innenpolitik und  Verwaltungsreformen (MoIAR) wurden ebenfalls 
vorgestellt.  

2. Im zweiten Referatsteil konzentrierte sich der Referent auf die beiden 
Hauptachsen der AGD-Aktivitäten (Vorbeugung und Bekämpfung von 
Korruption) und auf die Zusammenarbeit mit verschiedenen Partnern 
sowie die dabei erzielten, wichtigsten Ergebnisse. 

 
 

1.   a. Gemäß den EU-Empfehlungen ist im Oktober 2005 innerhalb des 
Ministeriums für Innenpolitik und Verwaltungsreform eine Generaldirektion 
zur Bekämpfung von Korruption eingerichtet und offiziell eröffnet worden. 
Der institutionelle Aufbau wurde dank des Partnerschaftsprojekts  
„Entwicklung von Antikorruptionsmaßnahmen innerhalb des Ministeriums 
für Inneres und Verwaltung“ aus dem Jahr 2002 von der EU stark 
unterstützt. Das Projekt wurde gemeinsam mit Partnern aus 
Großbritannien und Spanien verwirklicht. Es zielte darauf ab, die 
Korruptionsbekämpfungspolitik innerhalb von MoIAR anhand eines 
besseren Sekundärrechts, besserer  Zusammenarbeit mit der 
Zivilgesellschaft  und Überarbeitung der bestehenden 
Antikorruptionsstrategie zu stärken. Das Projekt förderte darüber hinaus 



die Schaffung eines allgemeinen Rahmens und der erforderlichen 
Kapazitäten für die AGD.  
b. Die AGD untersteht direkt dem Ministerium für Inneres und 
Verwaltungsreform und hat dank ihrer Spezialeinheiten die Möglichkeit, 
gerichtliche und polizeiliche Handlungen auszuüben, Prävention zu 
betreiben und integritätsfördernde Aktivitäten zu testen. 
c. Die Förderung des institutionellen Aufbaus durch PHARE im Rahmen 
einer Partnerschaft mit anderen EU-Mitgliedsstaaten und deren darauf 
spezialisierten Behörden wurde im Rahmen folgender 
Partnerschaftsprojekte fortgesetzt:   
2004 “Antikorruptionsmaßnahmen für die Grenzpolizei und den Zoll“ 

 (Spanien),  
2005 “Aufbau der Generaldirektion Korruptionsbekämpfung innerhalb des 
Ministeriums für Verwaltung und Innenpolitik“ (Deutschland) 
2006 “Fortsetzung des Kampf gegen Korruption in der Öffentlichen 
Verwaltung“ (UK und Frankreich)  
Die Übergangslösung “Anpassung der 
Korruptionsbekämpfungskapazitäten innerhalb des Ministeriums für 
Inneres und Verwaltungsregform an die Normen der EU-Mitgliedsländer“ 
(Deutschland) 
 
 

     Schlussfolgerungen: Die PHARE Partnerschaftsprojekte waren für den 
institutionellen Aufbau der AGD wesentlich, da die europäischen 
Strukturen und Vorgehensweisen auf die Situation in Rumänien 
angewendet wurden.  
 

2. a. Auf dem Gebiet der Prävention erfolgt die Zusammenarbeit (zwischen 
welchen Partnern?) auf der Grundlage von Protokollen, die sowohl mit 
Regierungsstellen als auch mit Nicht-Regierungsstrukturen 
abgeschlossen werden, um das Bewusstsein der Beamten/Bürger für die 
Gefahren von Korruption und ihre Folgen zu schärfen. 

 
b. Während ihrer verschiedenen kriminalpolizeilichen Aktivitäten 
(Annahme von Informationen über mögliche Korruptionsfälle, Verarbeitung 
von Informationen und Erledigung erster strafrechtlicher Maßnahmen) 
wird die Arbeit der AGD-Beamten vom zuständigen Staatsanwalt 
koordiniert und durch andere relevante Verwaltungsstellen unterstützt. 

 
Schlussfolgerungen: Die Vorbeugung und Bekämpfung von Korruption ist 
ein komplexer Vorgang und kann wie eine Joint Venture betrachtet werden. 
Sie setzt eine gute Zusammenarbeit aller staatlichen und gesellschaftlichen 
Einrichtungen voraus, wenn damit langfristige Ergebnisse erreicht werden 
sollen.  

               


